
Die CDU hat
es

nicht
nur

schwer, weil sie in einer

schwarz-rotenKoalition mehr

Kompromisseeingehen
muss,

als ihr

lieb sein kann. Sie kämpft nicht
nur

mit der SPD. Sie kämpft auch mit sich

selbst. Ob
es

die Steuerpolitikist, die

Rente,ob
es

die Sozialversicherungen

sind oder die Klimaschutzziele,
es war

leicht für die Partei,jeweilseine Wen-

de anzukündigen.Aber
wennes zum

Schwur kommt,ist nicht
nur

die SPD

das Hindernis. Auch in der CDU ist

der Korridor für einen Kurswechsel

recht
eng.

Die jüngstenVorschläge,die
vom

CDU-nahen Wirtschaftsrat kamen,

aus
der Mittelstandsunionund auch

vom
Arbeitnehmerflügelvorgetragen

wurden,mögenim Einzelnen ("Life-

style-Teilzeit")ungeschickt
gewesen

sein, radikal anmuten(Klimaschutz-

ziele aufkündigen)oder "neoliberale"

Rohrkrepierer(Zahnarztselbstbezah-

len) sein. Aber
gemessen

daran,dass

Deutschland
vom

Absteiger wieder

zum
Aufsteigerwerden will und des-

halb "Zumutungen"unausweichlich

sein werden: Waren diese Vorschläge

wirklich
so

deplatziert,
so

radikal und

grausam
neoliberal?

Den Rechtsanspruchauf Teilzeit

einzuschränken,wäre keine Grausam-

keit. Selbst die Sozialstaatskommis-

sion hat kritisch darauf hingewiesen,

dass
es

derzeitattraktiversein kann,in

Teilzeit
zu

arbeiten,als die Mühender

Vollzeit auf sich
zu

nehmen. Aber

auch sie setzt auf Anreize statt auf Ge-

bote. Ein Signal wäre
es

dennoch,

wenn
die KoalitionWirtschaftspolitik

über Gesellschaftspolitikstellen und

es
Tarifparteienund Mittelständlern

wieder selbst überlassen würde,wel-

che Angebotesie machen wollen. Das

wäre ein Winkder Politik, dass mehr

gearbeitetwerden
muss.

Stattdessen haben das Adenauer-

Haus und die Wahlkämpferder CDU

in Baden-Württembergund Rhein-

land-Pfalz
nun erst einmal dazu bei-

getragen,dass ihre Partei nicht als

Schutzpatrondes Mittelstands,
son-

der als Hort
von

"Schnapsideen"da-

steht. SPD und Grünen hätte nichts

Besseres passierenkönnen,demMit-

telstand nichts Schlechteres. Ihm

fehlt ohnehin eine kräftige politische

Stimme in Deutschland,jedenfallsin

der Mitte des politischenSpektrums.

Die FDP verschafftsich kaumnoch

Gehör,links der Mitte tut sich nichts

im Sinne der breiten Mehrheit im

deutschen Wirtschaftsleben,aber

rechts außen hat sich längst eine Al-

ternativeformiert.

Eine zweite kalte Dusche für all die-

jenigen,die auf eine Wende gehofft

hatten,kam jetzt in der Klimapolitik.

Auch hier ist
es

wieder die Mittel-

standsunion,die im Regenstehen
ge-

lassen wird
—

dieses Mal allerdings
zu-

sammen
mit dem Arbeitnehmerflügel

der CDU. Die beiden Parteivereini-

Dingen
hatten

nur
in Worte gefasst,

was
Unternehmerund Gewerkschaf-

ten in seltener Eintracht
an

die Politik

herantragen.Die deutsche Politik hat

sich in den
vergangenen

Jahren
gera-

dezu überboten,Klimaziele
zu setzen.

Europasoll Vorbild in der Welt sein,

Deutschland Vorbild in Europa,und

Bundesländer wollen Vorbilder in

Deutschland sein. Das hat
zu

einer

KaskadegeradezugroteskerWunsch-

vorstellungengeführt
—

losgelöst
von

der Frage,wie all die Wohlfahrt und

Gerechtigkeitnoch finanziert werden

soll,
wenn

Deutschlandnicht mehr in

der Lageist, auf Dauer die wirtschaft-

lichen Grundlagen
zu

gewährleisten.

Die CDU schreckt offenbar
vor

der

Konsequenzzurück.Die kann
nur

lau-

ten, Klimaziele
zu

relativierenund ab-

zuschwächen,indem sie ins Verhältnis

gesetztwerden
zu

anderen,ebenso

wertvollenZielen. Das setzt voraus,

sich mit Lobbygruppenanzulegen,die

offenbarmächtigergewordensind als

der Mittelstand. Die CDU-Führung

bezeichnet ihn
zwar gerne

als Stütze

für Wirtschaftund Gesellschaft,hat

aber dafür gesorgt,dass der Tiger, der

da
gesprungenwar, wie ein Bettvorle-

ger
gelandetist. Der Antrag

von
Mit-

telstand und Arbeitnehmernwurde
so

entschärft,dass ihn selbst ein Cem

Özdemirunterschreibenkönnte.

Sieht
so

das Werk einer kampa-

gnenfähigenPartei aus? Bislang hat

sie
nur

wenig
zu

bieten,
um

die be-

rechtigten Sorgen
wegen

steigender

Sozialversicherungsbeiträge
zu

beru-

higen. Die Zahnarztbehandlung
zu

privatisieren,
mag

ebenso berechtigte

Sorgenprovozieren.Aber
es

ist in der

CDU offenbar
so

wie im Rest der Ge-

sellschaft: Jeder weiß,dass sich etwas

grundlegendändern
muss,

aber
wenn

sich dann tatsächlich etwas ändern

soll,wird die Debattedarübererstickt,

bevor sie auch
nur

in die Nähe des

Bundestagskommt. "Wir haben kein

Erkenntnisproblem,wir haben ein

Umsetzungsproblem"
—

der Jahresbe-

ginn lässt daranzweifeln,ob der erste

Teil dieses viel zitierten Satzes wirk-

lich stimmt.

Vor ihrem Parteitagin Stuttgartund

den Landtagswahlenin Baden-Würt-

tembergund Rheinland-Pfalzscheint

die CDU stattdessen
zu

der Erkennt-

nis gekommen
zu

sein,dass den zarten

Aufschwung
zu

feiern, besser
an-

kommt,als Reformeifer
zu

zeigen.Das

entspricht
ganz

der Linie
von

SPD und

Grünen,die davon profitieren,dass in

Deutschland
vor

allem ein Sektor flo-

riert: der öffentliche Dienst.

Das Adenauer-Haus

lässt
nurzu, was

selbst

ein CemÖzdemir

unterschreibenkönnte.


